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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

 
1. Europarecht: Besteuerung ausländischer Fonds nach dem InvStG 2004 ist uni-

onsrechtwidrig 
Urteil vom 13.03.2024, Az: I R 1/20  

2. Verfahrensrecht: Aussetzungszinsen bei AdV eines Feststellungsbescheids 
Urteil vom 10.04.2024, Az: II R 14/21  

3. Verfahrensrecht: Erwerb von Gesellschaftsanteilen durch einen Treuhänder 
kann grunderwerbsteuerpflichtig sein 
Urteil vom 10.04.2024, Az: II R 34/21  

4. Einkommensteuer: Nachträgliche Betriebsausgaben des Betriebsübergebers 
nach unentgeltlicher Betriebsübertragung 
Urteil vom 06.05.2024, Az: III R 7/22  

5. Einkommensteuer: Besteuerung nach der Tonnage setzt Bereederung im In-
land voraus 
Urteil vom 06.06.2024, Az: IV R 15/21  

6. Einkommensteuer: Aufwärtsabfärbung bei lediglich verrechenbaren Verlusten 
nach § 15a EStG 
Urteil vom 11.07.2024, Az: IV R 18/22  

7. Umsatzsteuer: Anwendung der Margenbesteuerung auf "Kaffeefahrten" 
Vorlagebeschluss vom 20.06.2024, Az: V R 30/23  

8. Verfahrensrecht: Ist Höhe der Aussetzungszinsen ist verfassungswidrig? 
(BVerfG-Vorlage) 
Beschluss vom 08.05.2024, Az: VIII R 9/23  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. Europarecht: Besteuerung ausländischer Fonds nach dem InvStG 2004 ist uni-

onsrechtwidrig 
Urteil vom 13.03.2024, Az: I R 1/20 
1. Der Ausschluss ausländischer Fonds von den für inländische Fonds geltenden Rege-
lungen des § 11 Abs. 1 und 2 des Investmentsteuergesetzes 2004 verstößt gegen die 
Kapitalverkehrsfreiheit. Deshalb hat ein ausländischer Investmentfonds, der unter der 
Geltung des Investmentsteuergesetzes 2004 mit Kapitalertragsteuer belastete Dividen-
den inländischer Aktiengesellschaften bezogen hat, einen Anspruch auf Erstattung der 
unionsrechtswidrig erhobenen Kapitalertragsteuer. 
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2. Zur Geltendmachung des Erstattungsanspruchs muss der ausländische Investment-
fonds innerhalb der Festsetzungsfrist einen Freistellungsbescheid beantragen. Die 
Festsetzungsfrist beträgt vier Jahre und beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem die Ka-
pitalerträge zugeflossen sind. 
 
3. Der Erstattungsanspruch ist aus unionsrechtlichen Gründen zu verzinsen. 
 
4. Zur Höhe des unionsrechtlichen Verzinsungsanspruchs. 
 

  
2. Verfahrensrecht: Aussetzungszinsen bei AdV eines Feststellungsbescheids 

Urteil vom 10.04.2024, Az: II R 14/21 
Wird ein Grundlagenbescheid angefochten und Aussetzung der Vollziehung gewährt, 
ist für die Beurteilung der endgültigen Erfolglosigkeit im Sinne des § 237 Abs. 1 Satz 
2 der Abgabenordnung ausschließlich auf das Ergebnis des gegen diesen Bescheid ge-
richteten Rechtsbehelfsverfahrens abzustellen. 
 

  
3. Verfahrensrecht: Erwerb von Gesellschaftsanteilen durch einen Treuhänder 

kann grunderwerbsteuerpflichtig sein 
Urteil vom 10.04.2024, Az: II R 34/21 
Ein Treuhänder kann den Tatbestand des § 1 Abs. 3 Nr. 1 des Grunderwerbsteuerge-
setzes erfüllen, wenn sich in seiner Hand erstmalig alle Anteile einer grundbesitzenden 
GmbH unmittelbar oder mittelbar vereinigen. Es kommt nicht darauf an, dass der 
Treuhänder einen Teil der Anteile für Rechnung seines Auftraggebers (Treugeber) er-
wirbt. 
 

  
4. Einkommensteuer: Nachträgliche Betriebsausgaben des Betriebsübergebers nach 

unentgeltlicher Betriebsübertragung 
Urteil vom 06.05.2024, Az: III R 7/22 
1. Die Übertragung eines Betriebs unter Familienangehörigen kann auch dann unent-
geltlich sein, wenn der Erwerber sämtliche Betriebsschulden übernimmt und das Ei-
genkapital im Zeitpunkt der Übertragung negativ ist. 
 
2. Der Grundsatz des formellen Bilanzenzusammenhangs gilt im Fall der unentgeltli-
chen Betriebsübertragung auch für den Rechtsnachfolger, so dass unrichtige Bilanzan-
sätze, die in die nicht mehr änderbare letzte Veranlagung des Rechtsvorgängers (Be-
triebsübergeber) mit Auswirkungen auf dessen Gewinn oder Verlust Eingang gefun-
den haben, gegebenenfalls beim Betriebsübernehmer ergebniswirksam zu korrigieren 
sind. 
 
3. Trotz des Grundsatzes des formellen Bilanzenzusammenhangs können im An-
schluss an eine unentgeltliche Betriebsübertragung nachträgliche Betriebsausgaben des 
Betriebsübergebers vorliegen, wenn dieser Aufwendungen trägt, die im Zusammen-
hang mit seiner früheren Betriebsführung stehen. 
  
 

  
5. Einkommensteuer: Besteuerung nach der Tonnage setzt Bereederung im Inland 

voraus 
Urteil vom 06.06.2024, Az: IV R 15/21 
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1. Der Begriff der Bereederung eines Handelsschiffs im Sinne des § 5a Abs. 1 Satz 1 
des Einkommensteuergesetzes (EStG) meint die Geschäftsbesorgung des Schiffsbe-
triebs in technischer, kommerzieller und personeller Hinsicht und damit das Manage-
ment des Schiffsbetriebs. Der Ort der Durchführung der Bereederung bestimmt sich 
danach, wo die jeweils maßgeblichen (Management-)Entscheidungen getroffen wer-
den und deren Durchführung beziehungsweise Umsetzung überwacht wird. 
 
2. Zur Konkretisierung der zur Bereederung eines Handelsschiffs gehörenden Tätig-
keiten kann auf die im Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) vom 
12.06.2002 (BStBl I 2002, 614) unter Tz 1 (seitdem insoweit unverändert, vgl. BMF-
Schreiben vom 10.07.2023, BStBl I 2023, 1486, Tz 1) genannten Tätigkeiten zurück-
gegriffen werden. 
 
3. § 5a Abs. 1 Satz 1 EStG setzt voraus, dass die Bereederung der Handelsschiffe fast 
ausschließlich im Inland durchgeführt wird. Ob dies der Fall ist, ist im Rahmen einer 
Würdigung der Gesamtumstände des Einzelfalls zu entscheiden. 
 

  
6. Einkommensteuer: Aufwärtsabfärbung bei lediglich verrechenbaren Verlusten 

nach § 15a EStG 
Urteil vom 11.07.2024, Az: IV R 18/22 
1. § 15 Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 Alternative 2 und Satz 2 Alternative 2 des Einkommensteu-
ergesetzes (EStG) sind in einkommensteuerrechtlicher Hinsicht auch ohne Berücksich-
tigung einer Geringfügigkeitsgrenze, bis zu deren Erreichen die gewerblichen Beteili-
gungseinkünfte nicht auf die übrigen Einkünfte abfärben, verfassungsgemäß (An-
schluss an Urteile des Bundesfinanzhofs vom 06.06.2019 - IV R 30/16 , BFHE 265, 
157, BStBl II 2020, 649 und vom 05.09.2023 - IV R 24/20 , BFHE 281, 374). 
 
2. § 52 Abs. 23 Satz 1 EStG , der die rückwirkende Geltung des § 15 Abs. 3 Nr. 1 Satz 
2 Alternative 2 EStG anordnet, verstößt nicht gegen das verfassungsrechtliche Rück-
wirkungsverbot. 
 
3. Für den Eintritt einer Aufwärtsabfärbung gemäß § 15 Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 Alterna-
tive 2, Satz 2 Alternative 2 EStG kommt es nur auf den Bezug gewerblicher Beteili-
gungseinkünfte, nicht aber auf deren Höhe oder darauf an, ob ein zugewiesener Ver-
lust der Ausgleichsbeschränkung des § 15a Abs. 1 EStG unterliegt. 
 

  
7. Umsatzsteuer: Anwendung der Margenbesteuerung auf "Kaffeefahrten" 

Vorlagebeschluss vom 20.06.2024, Az: V R 30/23 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union werden folgende Fragen zur Auslegung der 
Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17.05.1977 zur Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern - Gemeinsames Mehr-
wertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage ( Richtlinie 
77/388/EWG ) bei Ausflügen im Sinne von Art. 1 Abs. 1 erster Spiegelstrich der 
Richtlinie 85/577/EWG des Rates vom 20.12.1985 betreffend den Verbraucherschutz 
im Falle von außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen ( Richtlinie 
85/577/EWG ) zur Vorabentscheidung vorgelegt: 
1. Handelt es sich bei einem von einem "Gewerbetreibenden außerhalb von dessen Ge-
schäftsräumen organisierten Ausflug" im Sinne des Art. 1 Abs. 1 erster Spiegelstrich 
der Richtlinie 85/577/EWG um "bei Durchführung einer Reise vom Reisebüro er-
brachte Umsätze" im Sinne des Art. 26 Abs. 2 Satz 1 der Richtlinie 77/388/EWG? 
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2. Falls die erste Frage zu bejahen ist: Ist die Sonderregelung für Reisebüros nach Art. 
26 der Richtlinie 77/388/EWG auch dann anzuwenden, wenn die nach Art. 26 Abs. 2 
Satz 3 der Richtlinie 77/388/EWG als Besteuerungsgrundlage geltende Marge negativ 
ist, weil die tatsächlichen Kosten den vom Reisenden zu zahlenden "Gesamtbetrag 
ohne Mehrwertsteuer" übersteigen? 
 
3. Falls die erste und die zweite Frage zu bejahen sind: Ist Art. 12 Abs. 1 Satz 1 der 
Richtlinie 77/388/EWG auf die als Besteuerungsgrundlage geltende Marge im Sinne 
des Art. 26 Abs. 2 Satz 3 der Richtlinie 77/388/EWG auch dann anzuwenden, wenn 
die Marge negativ ist, so dass eine negative Marge zu einer Erstattung an den Steuer-
pflichtigen führt? 
  
 

  
8. Verfahrensrecht: Ist Höhe der Aussetzungszinsen ist verfassungswidrig? 

(BVerfG-Vorlage) 
Beschluss vom 08.05.2024, Az: VIII R 9/23 
Es wird die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts darüber eingeholt, ob § 237 
i.V.m. § 238 Abs. 1 Satz 1 der Abgabenordnung seit dem 01.01.2019 bis zum 
15.04.2021 insoweit mit dem Grundgesetz vereinbar ist, als der Zinsberechnung für 
die Zinsen bei Aussetzung der Vollziehung (AdV) ein Zinssatz von einhalb Prozent 
pro Monat zugrunde gelegt wird. 
  

 

 


